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1. Supreme Court bestätigt Obamas Gesundheitsreform 
 
Der Supreme Court der USA hat in einer historischen Entscheidung am 28. Juni 2012 
die auf Initiative von Präsident Barack Obama 2010 verabschiedete Gesundheitsreform 
(siehe CR 3-4/2010, S. 1) grundsätzlich für verfassungskonform erklärt. 
 
Präsident Obama und die Demokraten im Congress begrüßten die Entscheidung und 
zeigten sich nach dem mit großer Spannung erwarteten Urteil erleichtert. 
 
Mitt Romney, der de facto-Kandidat der Republikaner für die Präsidentschaftswahlen 
im November, und Vertreter seiner Partei kritisierte den Richterspruch dagegen scharf 
und beteuerten, weiter mit politischen Mitteln an einer Rücknahme der Reform arbei-
ten zu wollen. 
 
Für beide Seiten enthält das mit 5 gegen 4 Richterstimmen gefällte Urteil sowie die 
Begründung jedoch positive wie negative Überraschungen. 
 
Die zentrale Streitfrage in dem Verfahren („National Federation of Independent Busi-
ness, et al. v. Kathleen Sebelius, Secretary of Health and Human Services, et al.“; 
http://www.supremecourt.gov/opinions/11pdf/11-393c3a2.pdf) um den Patient Protec-
tion and Affordable Care Act (ACA, 2010) war das so genannte Individual Mandate, 
also die Verpflichtung jedes einzelnen Bürgers, eine Krankenversicherung abzuschlie-
ßen oder eine Strafzahlung zu entrichten. 
 
Die Administration und die demokratischen Befürworter sahen dieses individuelle 
Versicherungsmandat durch die so genannte Commerce Clause der Verfassung (Art. I, 
Sec. 8. 3.) abgedeckt, die dem Congress die Befugnis zuspricht, den Wirtschaftshandel 
zwischen den Einzelstaaten zu regulieren. 
 
Die republikanischen Kritiker hielten dagegen, dass diese Interpretation eine unzuläs-
sige Überdehnung einer Kompetenz des Congress darstelle, die keinerlei Grenzen er-
kennen ließe und damit das Verfassungsgefüge begrenzter Gewalten aushebeln würde. 
 
Die fünf Bundesrichter, die dem konservativen Lager zugerechnet werden, Chief Justi-
ce John Roberts sowie die Associate Justices Samuel Alito, Anthony Kennedy, Anto-
nin Scalia und Clarence Thomas, schlossen sich in ihren Stellungnahmen dieser Auf-
fassung an. Das Gesetz reguliere sogar das Nicht-Handeln von Einzelpersonen, in dem 
es den Nicht-Abschluss einer Krankenversicherung mit einer Strafzahlung belege, und 
gehe damit weit über die Kompetenz der Regulierung des Handels zwischen den Ein-
zelstaaten hinaus, so die Einschätzung.  
 
Die vier dem liberalen Lager zugerechneten Associate Justices, Stephen Breyer, Ruth 
Bader Ginsburg, Elena Kagan und Sonia Sotomayor, strichen demgegenüber heraus, 
dass jede Person längerfristig medizinische Güter und Dienstleistungen beanspruche 
und dies auch für die Gruppe der Nicht-Versicherten einen nachweisbaren Einfluss auf 
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den nationalen Gesundheitsmarkt habe. Demzufolge sei die Regulierung unter der zi-
tierten Bundeskompetenz keineswegs unzulässig. 
 
Während Alito, Kennedy, Scalia und Thomas das Kernstück des ACA, das individuel-
le Versicherungsmandat, grundsätzlich verwarfen, sah Chief Justice Roberts jedoch in 
der Betrachtung der Strafzahlungen als Steuer eine verfassungskonforme Begründung, 
die auf die Besteuerungskompetenz des Bundes zurückgreifen kann.  
 
Roberts votierte deswegen mit der linksliberalen Minderheit der Richter und verhalf so 
der Bestätigung des Gesetzes zu einer Mehrheit mit 5 gegen 4 Stimmen. 
 
Dagegen erklärte der Supreme Court die Bestimmungen des ACA zum Ausbau des 
Versicherungsangebots des gemeinsam von Bund und Einzelstaaten finanzierten 
Medicaid-Programms für einkommensschwache Familien für nicht verfassungskon-
form. 
 
Der ACA sieht vor, dass Einzelstaaten, die den geplanten Ausbau von Medicaid nicht 
mit vollziehen wollen, ihren Anspruch auf Bundeszuschüsse für das Programm verlie-
ren. Dies werteten die fünf konservativen Richter als unverhältnismäßige Zwangsmaß-
nahme, die die Entscheidungsfreiheit der Einzelstaaten in Frage stellt. 
 
Die Minderheit verwies hingegen darauf, dass die Medicaid-Zuschüsse des Bundes, 
wie deren Höhe, in jedem Haushaltsjahr vom Congress geändert werden könnten und 
keine Bestandsgarantie gefordert werden könnte. 
 
Ungeachtet der generellen Bestätigung des Reformgesetzes durch den Supreme Court 
zeigen die Teilaussetzung und die unterschiedlichen Begründungen der Voten jedoch, 
dass die gegenwärtige Mehrheit des Gerichtshofes gewillt ist, dem Bund engere Zügel 
anzulegen und die Stellung der Einzelstaaten zu stärken. 
 
Dies ist ein Bruch mit der historischen Tradition, in der eine expansive Lesart der 
Bundeskompetenzen eine wesentliche Rolle spielte. 
 
Für die Demokraten ergibt sich aus dem Supreme Court Urteil ein erheblicher Nach-
besserungsbedarf an dem Gesetzeswerk.  
 
Eine Reihe republikanisch regierter Einzelstaaten hat bereits angekündigt, den Ausbau 
von Medicaid zu einem Versicherungsprogramm für alle einkommensschwachen Be-
völkerungsgruppen nicht umsetzen zu wollen. 
 
Damit würden sich zwar unerwartete Kosteneinsparungen ergeben, doch würde zu-
gleich das mit der Gesundheitsreform gesetzte Ziel der Krankenversicherung für alle 
Amerikaner verfehlt. 
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Für eine Novellierung des ACA, die den Vorgaben des Supreme Court genügt, beste-
hen angesichts der republikanischen Mehrheit im Repräsentantenhaus jedoch gegen-
wärtig keinerlei Aussichten auf Erfolg. 
 
Die Republikaner sehen sich demgegenüber ihrer wahrscheinlich besten Chance be-
raubt, die Gesundheitsreform vor dem schrittweisen Inkrafttreten der Kernbestimmun-
gen ab 2014 abzuwenden. Allerdings bleibt ihnen ein zugkräftiges Wahlkampfthema, 
das vor allem bei der Mobilisierung der eigenen Basis helfen kann. 
 
Obwohl die meisten Einzelbestimmungen des ACA wie das Verbot der Kündigung 
von Versicherungen bei Krankheitseintritt und die Begrenzung von Leistungen oder 
die Ausweitung des Krankenversicherungsschutzes in der Bevölkerung durchaus po-
pulär sind, steht eine Mehrheit der  Gesamtreform eher skeptisch gegenüber. 
 
Ihre grundsätzliche Ablehnung des ACA versuchen die Republikaner auf zwei Wegen 
gesetzgeberisch umzusetzen.  
 
Zum einen hat die republikanische Parteiführung des Repräsentantenhauses um 
Speaker John Boehner (Ohio) in der zweiten Juliwoche 2012 erneut eine Vorlage zur 
Abstimmung gebracht, die den ACA aussetzt. 
 
Mit 244 gegen 185 Stimmen erzielten die Republikaner zwar eine klare Mehrheit, wo-
bei sich 5 Demokraten der republikanischen Fraktion anschlossen. Allerdings hat die 
Rücknahme des ACA im demokratisch kontrollierten Senat keine Erfolgsaussichten. 
 
Zum anderen versuchen die Republikaner, einzelne Bestandteile des Gesetzes zu kip-
pen oder über den Umweg der Finanzierung deren Umsetzung zu verhindern. 
 
Zuletzt hat die republikanische Fraktion den Vorstoß unternommen, die Finanzmittel 
für das Center for Medicare and Medicaid Innovation, einem zentralen Planungs- und 
Kostenkontrollinstrument der Reform, für den die Administration Mittel in Höhe von 
1,6 Mrd. USD angefordert hat, aus dem Haushaltsentwurf 2013 zu streichen. 
 
Auch wenn die Demokraten solche Manöver als politisches Theater abqualifizieren, 
das allein Wahlkampfzwecken diene, wird deutlich, wie ernst es der konservativen 
Opposition ist. 
 
Selbst im Fall eines Sieges der Republikaner in den Repräsentantenhaus-, Senats- und 
Präsidentschaftswahlen im November dürfte es jedoch überaus schwierig werden, eine 
Rücknahme des ACA gegen den entschlossenen Widerstand einer demokratischen 
Minderheit durchzusetzen. 
 
Aber eine politische Blockade des sukzessiven Aufbaus der administrativen und regu-
lativen Instrumente zur Umsetzung des ACA wäre dann kaum noch zu verhindern. 
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2. Einigung über Überbrückungshaushalt zeichnet sich ab 
 
Der Speaker des Repräsentantenhauses, der Republikaner John Boehner (Ohio), und 
der Mehrheitsführer im Senat, der Demokrat Harry Reid (Nevada), haben sich dem 
Vernehmen nach Anfang August 2012 darauf geeinigt, nach der Sommerpause des 
Congress im September einen Überbrückungshaushalt für das Fiskaljahr 2013 auf den 
Weg zu bringen. 
 
Diese so genannte stopgap spending measure soll eine Laufzeit von sechs Monaten bis 
Ende März 2013 haben und den Konflikt zwischen Republikanern und Demokraten 
um den Bundeshaushalt 2013 zumindest temporär bis zu den Wahlen im November, 
beziehungsweise bis zum Beginn der neuen Legislaturperiode im Januar 2013, ent-
schärfen.  
 
Das Haushaltsjahr 2013 beginnt rechnungstechnisch bereits am 1. Oktober 2012 und 
endet am 30. September 2013. Bisher hat der Congress noch keines der 13 erforderli-
chen Bewilligungsgesetze für das Haushaltsjahr 2013 verabschiedet.  
 
Präsident Obama hat bei allen Bewilligungsgesetzen für 2013 mit Ausnahme der 
Haushaltsbewilligung für den Congress (Legislative Branch) mit seinem Veto gedroht.  
 
Der Auslöser für diese Drohung war eine Entscheidung des republikanisch kontrollier-
ten Repräsentantenhauses im Rahmen seiner Budget Resolution 2013, nach der die 
Ausgaben im Bereich des so genannten discretionary spending statt auf 1,047 Billio-
nen USD auf 1,028 Billionen (als 19 Mrd. USD weniger als ursprünglich anvisiert) 
begrenzt werden sollten (vgl. CR 3-5/2012, S. 2-5). Die Republikaner im Repräsentan-
tenhaus wollten damit die durch den Budget Control Act 2011 verfügten automatischen 
Haushaltskürzungen im Bereich der Verteidigungsausgaben abmildern. 
 
Speaker Boehner und Senate Majority Leader Reid haben sich nun darauf geeinigt, bei 
einer Ausgabenobergrenze beim discretionary spending in Höhe von 1,047 Billionen 
USD zu bleiben. Damit wären die vom republikanisch kontrollierten Repräsentanten-
haus ursprünglich favorisierten Kürzungen von weiteren 19 Mrd. USD in diesem Be-
reich wieder vom Tisch. 
 
Unter das so genannte discretionary spending fallen im amerikanischen Bundeshaus-
halt jene Aufwendungen, über die der Congress jährlich frei entscheiden kann. Sie ma-
chen etwa ein Drittel des Haushalts aus, wobei zu ihnen auch die Verteidigungsausga-
ben zählen. Zu den „entitlements“ gehören die Ausgaben für Medicare, Medicaid und 
Social Security sowie die Schuldentilgung, die derzeit etwa Zweidrittel des Bundes-
haushalts beanspruchen. 
 
Mit ihrer Übereinkunft wollen Boehner und Reid die Gefahr einer Schließung von Tei-
len der amerikanischen Bundesbehörden verhindern (vgl. CR 3-4/2011, S. 1), die auf 
Grund der parteipolitischen Auseinandersetzung über den Umgang mit dem Budget 
Control Act (Public Law 112-25) im Vorfeld der Novemberwahlen droht.  
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Ausgangspunkt ist ein scharfer parteipolitischer Konflikt über die grundsätzliche Rich-
tung der Bundespolitik in den nächsten Jahren. Die Republikaner wollen die Steuern 
senken und durch Haushaltskürzungen die Konsolidierung des amerikanischen Bun-
deshaushalts anstoßen, wobei die Verteidigungsausgaben möglichst unangetastet blei-
ben sollen. Die Demokraten wiederum wollen die Steuern vor allem für die Besserver-
dienenden erhöhen, wobei die Bildungs-, Erziehungs- und Sozialausgaben von größe-
ren Kürzungen ausgenommen bleiben sollen.  
 
Die Novemberwahlen können dementsprechend auch als eine Entscheidung über die 
Rolle und den Umfang bundesstaatlicher Aktivitäten und Programme gelesen werden, 
die von den beiden Parteien grundsätzlich unterschiedlich eingeschätzt werden. 
 
Das Haushaltsdefizit des Bundes in den USA übersteigt derzeit jährlich 1 Billion USD 
und wird sich nach Einschätzung des Congressional Budget Office auch vor dem Hin-
tergrund der im Rahmen des Budget Control Act verfügten Kürzungen von 2,2 Billio-
nen USD bis 2021 wahrscheinlich in den nächsten Jahren nicht unter ein Defizit von 
500 Mrd. USD pro Jahr zurückführen lassen. 
 
Boehner und Reid betonten, dass mit ihrer Übereinkunft über einen perspektivisch 
sechsmonatigen Überbrückungshaushalt zunächst „Stabilität für die kommenden Mo-
nate“ in der Haushaltspolitik möglich ist. Senate Majority Leader Reid (D-Nevada) 
kündigte an, dass im dazugehörigen Gesetz, das nach der Sommerpause im September 
verabschiedet werden soll, keine Zusätze enthalten sein sollen. Speaker Boehner (R-
Ohio) ließ verlauten, dass an den Formulierungen für das Gesetz bereits in der Som-
merpause gearbeitet werde. 
 
Ob die überwiegend konservativen Mitglieder von Boehners Mehrheitsfraktion im Re-
präsentantenhaus der Übereinkunft freilich folgen werden, steht auf einem ganz ande-
ren Blatt. Zwar kündigte das Republican Study Committee an, dass man sich einem 
sechsmonatigen Überbrückungshaushalt anschließen könne, aber nur dann, wenn da-
mit nicht „other monkey business“ verbunden sei. Die Demokraten, so der Tenor, 
müssten ebenfalls politische Zugeständnisse machen und dafür biete sich Obamas 
Gesundheitsreform an (vgl. CR 3-4/2010, S. 1), die von den Republikaner trotz des 
Urteils des Supreme Court nach wie vor kategorisch abgelehnt wird (vgl. Punkt 1). 
„This means that we would not fund Obamacare carte blanche, and that certain riders 
relating to the EPA (Environmental Protection Agency) and abortion must be 
included“, erklärte der Republikaner Tim Huelskamp (Kansas) in diesem Zusammen-
hang ohne Umschweife, was unterstreicht, wie groß der Druck auf Speaker Boehner 
innerhalb der republikanischen Fraktion im Repräsentantenhaus ist. 
 
 
 
3. Bericht Obamas zu Folgen der automatischen Haushaltskürzungen verlangt 
 
Das Repräsentantenhaus hat am 18. Juli 2012 mit 414:2 Stimmen eine Vorlage verab-
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schiedet (House Resolution 5872), die Präsident Obama dazu verpflichtet, binnen 30 
Tagen einen detaillierten Bericht zu den Folgen der automatischen Budgetkürzungen 
(Sequestration) vorzulegen, die im Rahmen des Budget Control Act (Public Law 112-
25) im vergangenen August beschlossen wurden (vgl. CR 7-9-/2011, S. 1). Der Senat 
hatte bereits im Juni eine ähnliche Vorlage verabschiedet, die einen detaillierten Be-
richt Obamas über die Folgen automatischer Kürzungen für die Arbeit des Verteidi-
gungsministeriums und des Weißen Haus vorsieht. 
 
Der Budget Control Act des Jahres 2011 legt Einsparungen in Höhe von 2,2 Billionen 
USD im amerikanischen Bundeshaushalt über einen Zeitraum von 10 Jahren fest. Da-
von sollten ursprünglich 1,2 Billionen von Demokraten und Republikanern gemeinsam 
im Rahmen eines zwölfköpfigen Joint Select Committee on Deficit Reduction be-
stimmt werden. Der Superausschuss scheiterte jedoch an dieser Aufgabe (vgl. CR 10-
12/2011, S. 1), so dass nun ab Januar 2013 nach dem Budget Control Act automatische 
Kürzungen, Sequestration genannt, greifen werden. Im Jahr 2013 werden sie einen 
Umfang von 109 Mrd. USD haben. 
 
Sollten sich Republikaner und Demokraten im Laufe der nächsten Monate nicht doch 
noch auf gemeinsam ausgehandelte Kürzungen einigen, was angesichts der parteipoli-
tischen Polarisierung im Vorfeld der Novemberwahlen als sehr unwahrscheinlich er-
scheint, greifen die automatischen Kürzungen pauschal in allen Bereichen des so ge-
nannten discretionary spending, die etwa ein Drittel des amerikanischen Bundeshaus-
haltes ausmachen. 
 
Der geschäftsführende Direktor des Office of Management and Budget, des Haushalts-
büros im Weißen Haus, Jeff Zients, hielt dazu Anfang August vor dem Streitkräfteaus-
schuss des Repräsentantenhauses fest: „No amount of planning will mitigate the 
damaging effects of sequestration. Sequestration is a blunt, indiscriminate instrument.“ 
 
Für die drohenden automatischen Kürzungen versuchen Republikaner und Demokra-
ten im Congress sich wechselseitig die politische Verantwortung zuzuschieben. In ei-
nem Brief an Senate Majority Leader Harry Reid (D-Nevada) betonte Speaker John A. 
Boehner (R-Ohio) Anfang August 2012, dass er der Sequestration im Rahmen des 
Budget Control Act 2011 nur zugestimmt habe, weil Präsident Obama und die demo-
kratische Senatsführung den Republikanern damals versprochen hätten, ein Konsoli-
dierungspaket des Bundeshaushalts zu unterstützen und dies auf der Basis von „pro-
growth tax reform and much needed changes to strengthen and stabilize our 
entitlement programs“. Dieser Verpflichtung seien die Demokraten und der Präsident 
aber nach Einschätzung Boehners in keiner Weise nachgekommen.  
 
Senate Majority Leader Reid warf der republikanischen Mehrheit im Repräsentanten-
haus umgekehrt vor, die im Budget Control Act 2011 getroffenen Vereinbarungen 
nicht halten und den Mechanismus der Sequestration über Bord werfen zu wollen. Für 
Reid ist das „fiskal unverantwortlich“, ja sogar „unmoralisch“, insbesondere wenn die-
ser Wortbruch von „neuen Steuervergünstigungen für die Superreichen“ begleitet wer-
de.  
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Die Intention beider parteipolitischen Lager ist klar. Sie wollen die jeweils andere im 
öffentlichen Diskurs für die drohende Sequestration verantwortlich machen, um mit 
einem solchen „Framing“ am 6. November politisch zu punkten. Dabei geht es auch 
um die Zukunft der Steuerpolitik, wo Republikaner und Demokraten meilenweit von-
einander entfernt sind (vgl. Punkt 4). Während die Demokraten den Republikanern 
vorwerfen, an „tax breaks for special interests“ festhalten zu wollen, geißeln die Re-
publikaner die Haltung der Demokraten als „feeding higher spending with higher 
taxes“. Kritiker warnen davor, dass automatische Kürzungen ohne zügige Entschei-
dungen zur Verbesserung der Einnahmen des Bundes einer Rezession Vorschub leis-
ten könnten.  
 
 
 
4. Steuerdebatte unter den Vorzeichen des Wahlkampfes verschärft sich 
 
Im Congress haben die Republikaner und die Demokraten, flankiert von Präsident Ba-
rack Obama, den Streit um die Steuerpolitik im Juli 2012 unter den Vorzeichen des 
Wahlkampfes verschärft. 
 
Im Vordergrund stehen dabei die 2001 auf Initiative von Präsident George W. Bush 
beschlossenen Steuersenkungen (vgl. CR 6-7/2001, S. 4), die bereits 2011 ausgelaufen 
sind.  
 
Mit Rücksicht auf die schleppende Wirtschaftserholung und den grundsätzlichen Dif-
ferenzen zwischen den Parteien hatten sich Congress und Administration im vergan-
genen Jahr auf eine einjährige Fortschreibung der Steuererleichterungen verständigt 
(vgl. CR 1-2/2011, S. 1). 
 
Daneben stehen auslaufende Vergünstigungen bei der Erbschaftssteuer, die Fortschrei-
bung der Befreiung mittlerer Einkommen von Mindeststeuerbestimmungen (Alternati-
ve Minimum Tax, AMT) sowie Steuererleichterungen für Ehepaare und Familien mit 
Kindern zur Debatte. 
 
Nicht umstritten zwischen den Parteien ist die Beibehaltung der Steuerkürzungen für 
die unteren und mittleren Einkommensgruppen. Die Auseinandersetzungen konzent-
rieren sich im Wesentlichen auf die obersten Einkommen. 
 
Ende Juli 2012 hat die demokratische Fraktion im Senat mit 51 gegen 48 Stimmen ei-
ne Vorlage durchgesetzt, die die Erleichterungen für Jahreseinkommen bis 200.000 
USD (bis 250.000 USD für Familien) fortschreibt, für höhere Einkommen aber auslau-
fen lässt. 
 
Eine republikanische Alternativvorlage, die die Steuervorteile für alle Einkommens-
gruppen fortschreibt, wurde mit 45 gegen 54 Stimmen zurückgewiesen. 
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Brisant wird die politische Diskussion im Kontext der zwischenparteilichen Konflikte 
um die Reduzierung der hohen Haushaltsverschuldung des Bundes. Hier steht der Idee 
der Mehreinnahmen durch Steuererhöhungen der Gedanke der Kürzungen bei kost-
spieligen (aber populären) Sozialprogrammen gegenüber. 
 
Präsident Obama hat dies mit seinem zentralen Wahlkampfthema, der sozialen Fair-
ness, verbunden (siehe auch Punkt 10). Der Präsident wird nicht müde zu betonen, 
dass die Wähler im November über die Frage entscheiden müssen, ob sie harte Einspa-
rungen im Haushalt oder einen gerechteren Steuerbeitrag der Spitzeneinkommen wol-
len. 
 
Für die Republikaner geht es in klarem Kontrast hierzu um ihre minimalstaatlichen 
Politikvorstellungen und eine Verhinderung der Bestrafung von gesellschaftlichen 
Leistungsträgern und Investoren in wirtschaftlich schwierigen Zeiten. 
 
Angesichts der fundamentalen Bedeutung des Steuerthemas in der politischen Philoso-
phie beider Parteien sowie ihrer Selbstdarstellung im Wahlkampf und der wechselsei-
tigen Blockade durch die republikanische Mehrheit im Repräsentantenhaus und der 
demokratische Mehrheit im Senat ist vor den Novemberwahlen kaum mit Bewegung 
in der Frage der Fortschreibung von Steuererleichterungen zu rechnen.  
 
Dass sie aber gegen Ende des Jahres in der einen oder anderen Version verlängert wer-
den, scheint außer Frage zu stehen. 
 
 
 
5. Repräsentantenhaus lehnt Einschnitte im Verteidigungshaushalt ab 
 
Das Repräsentantenhaus hat am 19. Juli 2012 sein Bewilligungsgesetz für den Vertei-
digungshaushalt 2013 (Fiscal Year 2013 Defense Appropriations) verabschiedet. Die 
Entscheidung (House Resolution 5856) fiel mit 326:90 Stimmen.  
 
Geht es nach dem Willen des Repräsentantenhauses, dann sollen im Haushaltsjahr 
2013, das rechnungstechnisch am 1. Oktober 2012 beginnt, 606 Mrd. USD für die Ar-
beit des Pentagons zur Verfügung gestellt werden. In dieser Summe sind 87,7 Mrd. 
USD für den Krieg in Afghanistan und andere so genannte „contingency operations“ 
enthalten. 
 
Im Senat hat der Bewilligungsausschuss seine Vorlage für den Verteidigungshaushalt 
2013 am 2. August 2012 einstimmig beschlossen. Der Bewilligungsvorlage muss nach 
der Sommerpause noch der Senat zustimmen, bevor dann die Gesetzesvorlagen des 
Repräsentantenhauses und des Senats im Vermittlungsausschuss im Wege des Kom-
promisses synchronisiert werden können. Die Vorlage des Senate Appropriations 
Committee sieht eine Bewilligungssumme von 604,5 Mrd. USD für die Verteidigung 
vor, wobei für das so genannte Pentagon base budget, also den Verteidigungsetat ab-
züglich der für Mittel für „contingency operations“, 511,2 Mrd. USD vorgesehen sind. 
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Das Repräsentantenhaus sieht für das so genannte Pentagon base budget eine Bewilli-
gungssumme von 518,3 Mrd. USD im Haushaltsjahr 2013 vor. Diese Summe liegt et-
wa 7,6 Mrd. USD über den Kürzungsvorgaben, auf die sich der Congress im Rahmen 
des Budget Control Act 2011 für diesen Bereich geeinigt hatte.  
 
Der Budget Control Act sieht Einsparungen im amerikanischen Verteidigungshaushalt 
in Höhe von 487 Mrd. USD bis 2021 vor und verlangt weitere Kürzungen in Höhe von 
etwa 500 Mrd. USD. Im Januar 2013 werden automatische Kürzungen (Sequestration) 
einsetzen, da der Congress sich im Rahmen des Joint Select Committee on Deficit 
Reduction nicht auf zusätzliche Kürzungsentscheidungen zum Defizitabbau im Rah-
men des Budget Control Act im Jahr 2011 einigen konnte (vgl. CR 10-12/2011, S. 1 
und auch Punkt 2). 
 
Die automatischen Kürzungen (Sequestration) werden im Jahr 2013 auf Grund des 
Scheiterns der Arbeit des Joint Select Committee on Deficit Reduction einen Umfang 
von 109 Mrd. USD haben, von denen 54,7 Mrd. auf den Verteidigungshaushalt entfal-
len werden.  
 
Die Sequestration hat eine Vielzahl von Kritikern auf den Plan gerufen, allen voran 
Verteidigungsminister Leon Panetta, der automatische Kürzungen im Verteidigungs-
bereich als „shooting ourselves in the head“ bezeichnet hat. Diese Position wird vom 
republikanischen Vorsitzenden des Streitkräfteausschusses im Repräsentantenhaus, 
Buck McKeon (California), geteilt. McKeon nannte es „shameful“, dass die amerika-
nischen Streitkräfte „als Geisel“ automatischer Budgetkürzungen herhalten müssten. 
Ähnlich sieht das auch Lindsay Graham (R-South Carolina) im Senat. Graham hat au-
tomatische Kürzungen als „most irresponsible approach to defense in modern times“ 
gegeißelt. Der Republikaner möchte die automatischen Kürzungen im Verteidigungs-
haushalt für ein Jahr aussetzen. Im Senat hat sich auch die Demokratin Claire 
McCaskill (Missouri) gegen automatische Kürzungen im Verteidigungshaushalt aus-
gesprochen. McCaskill, die Mitglied des Senate Armed Services Committee ist, geht 
nach wie vor davon aus, dass automatische Kürzungen vermieden werden können, 
obwohl der Congress bald handeln müsste, um die im Januar 2013 drohende „Sequest-
ration“ noch zu stoppen. 
 
Haushaltsfachleute schätzen die Folgen automatischer Kürzungen für den 
Verteidungshaushalt allerdings nicht so dramatisch ein wie dies in der politischen Dis-
kussion oftmals suggeriert wird. Das Budget für das Pentagon ist nach Berechnungen 
des Congressional Research Service zwischen 2001 und 2010 jeweils um 6,6 Prozent 
jährlich gewachsen und hat sich damit im vergangenen Jahrzehnt verdoppelt und das, 
ohne dass die Kosten für die Kriege im Irak und Afghanistan mit eingerechnet wären, 
die zwischenzeitlich mehr als eine Billion USD verschlungen hatten. Selbst nach au-
tomatischen Kürzungen dürften sich die Verteidigungsausgaben der USA noch auf 
dem Ausgabenniveau des Jahres 2007 bewegen. Mit einer Sequestration, so das Ar-
gument, würde das Pentagon zu größerer Ausgabeneffizienz gezwungen. Haushalts-
fachmann Gordon Adams, der während der Präsidentschaft Bill Clintons (1993-2001) 



Congress Report, Jahrgang 27 (2012), Heft 6-8 
___________________________________________________________________________ 

  
  Congress Report, ISSN 0935 – 7246  

Nachdruck und Vervielfältigung nur mit schriftlicher Genehmigung der Redaktion. 
Alle Rechte vorbehalten. 

10

im Haushaltsbüro des Weißen Hauses arbeitete, spricht von einem „management chal-
lenge“. Das Pentagon, so Adams „has spent 10 years getting fat, and people forgot to 
prioritize. The real management challenge we face is we spend too much on defense.” 
 
Zur Illustration kann die Entwicklung und Einführung des F-35 Kampfflugzeuges her-
angezogen werden. Sie zeigt, dass durchaus Raum für Effizienzsteigerungen und Kos-
tenkontrollen im amerikanischen Verteidigungshaushalt besteht. Für den Kauf von 29 
so genannten Joint Strike Fighter F-35 möchte das Repräsentantenhaus im nächsten 
Jahr 5,2 Billionen USD bewilligt sehen.  
 
Der Stückpreis für die Beschaffung ist von den ursprünglich geplanten 81 Mio. USD 
zwischenzeitlich auf 161 Mio. USD gestiegen. Insgesamt sollen 2443 Flugzeuge die-
ses Typs für Luftwaffe, Marine und Marine Corps beschafft werden, die seit 2011 in 
die Streitkräfte eingeführt werden, obwohl die Flugerprobung des F-35 Systems erst zu 
20 Prozent abgeschlossen ist.  
 
Das Government Accounting Office (GAO), der amerikanische Bundesrechnungshof, 
kritisiert nach wie vor Qualitätsprobleme bei der Produktion des F-35. „They are hav-
ing a lot of inefficiencies on the manufacturing floor, way more labor hours than they 
thought they were going to have, way more problems with parts quality, shortages and 
cost they were going to have“, so ein GAO-Experte. Obwohl man von “acquisition 
malpractice” sprechen könnte, hat sich der Congress, dem die Budgethoheit obliegt, 
bisher nicht dazu entscheiden können, die Mittel für das Programm zu kürzen oder 
seine Kontrollfunktion ernster zu nehmen. Der Anreiz dazu könnte im Rahmen der 
drohenden Sequestration zunehmen, ohne dass dadurch zwangsläufig die Verteidi-
gungsfähigkeit der USA in Mitleidenschaft gezogen werden müsste. 
 
 
 
6. Gesetz für den Bundesstraßenbau verabschiedet 
 
Das Repräsentantenhaus und der Senat haben Ende Juni 2012 nach ebenso langwieri-
gen wie zähen Verhandlungen eine zweijährige Fortschreibung des Bundesstraßenbau-
Gesetzes (Highway Bill) verabschiedet. 
 
Das Repräsentantenhaus hat die Kompromiss-Vorlage am 29. Juni mit 373 zu 52 
Stimmen mit großer überparteilicher Mehrheit angenommen, der Senat folgte mit 74 
gegen 19 Stimmen. 
 
Das in der Regel auf sechs Jahre befristete Gesetz für den Bundesstraßenbau war be-
reits im September 2009 ausgelaufen. Die zwischenparteilichen Streitigkeiten um die 
Finanzierung und Regulierungsbestimmungen zu Planung und Umweltschutz hatten 
eine längerfristige Entscheidung bisher verhindert. 
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Zur Überbrückung hatte der Congress insgesamt 10 kurzfristige Fortschreibungen be-
schlossen, die allerdings unter dem als notwendig erachteten Finanzvolumen blieben 
und keinerlei Planungssicherheit boten (vgl. CR 3-5/2012, S. 8). 
 
Nach dem ermüdenden Verhandlungsmarathon und vermutlich mit Blick auf die näher 
rückenden Novemberwahlen (siehe Punkt 10) haben nun beide Seiten erheblich größe-
re Kompromissbereitschaft gezeigt. 
 
Für die Demokraten und Präsident Obama bietet die Entscheidung die Chance, we-
nigstens in diesem Bereich einen konjunkturpolitischen Impuls zu setzen, der die viel 
beschworene Erholung am Arbeitsmarkt befördern soll. 
 
Die zwischen den Parteien ausgehandelte Vorlage  
 
- sieht ein Finanzierungsvolumen von 120 Mrd. USD bis September 2014 vor und liegt 
damit deutlich über den bisher verhandelten Ansätzen. 

 
Der Highway Trust Fund, der zur Finanzierung des Straßenbaus mit eigenem Budget 
ausgestattet ist, erhält aus Steuermitteln des Bundes einen Zuschuss von 21,2 Mrd. 
USD. Diese Ausgaben sollen durch Abgabenerhöhungen für Pensionsprogramme des 
Bundes ausgeglichen werden. 
 
Die Demokraten lenkten vor allem bei der Erleichterung und Beschleunigung von Pla-
nungsprozessen ein. So sollen beispielsweise Umweltschutzprüfungen nun zeitgleich 
mit der Bauplanung durchgeführt werden und bei dringenden Reparatur- und Instand-
haltungs-Projekten eine langwierige Prüfung unterbleiben. 
 
Darüber hinaus werden die Zuschüsse für Studenten-Darlehen, die Zinssätze unter 
Marktniveau ermöglichen, um ein weiteres Jahr verlängert. 
 
Demokraten und Republikaner begrüßten den Kompromiss verhalten. Insbesondere die 
geforderte Beschleunigung der Genehmigung des Ölpipeline-Großprojekts (Keystone 
Pipeline), die kanadische Ölfördergebiete mit US-Raffinerien in der Region um den 
Golf von Mexiko verbinden soll, fand keine Aufnahme in das Verhandlungspaket zum 
Highway Trust Fund. Präsident Barack Obama hat das Gesetz umgehend unterzeich-
net. 
 
 
 
7. Sanktionen gegen Iran verschärft 
 
Repräsentantenhaus und Senat haben am 1. August 2012 die Sanktionen gegen den 
Iran verschärft (House Resolution 1905). Die Regierung in Teheran wird seit 2003 
verdächtigt, an einem Atomwaffenprogramm zu arbeiten, obwohl der Iran dem Nicht-
verbreitungsvertrag (NVV) beigetreten ist, der ihm die militärische Nutzung der 
Atomenergie verbietet.  
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Die Entscheidung für den “Iran Threat Reduction and Syria Human Rights Act of 
2012” fiel im Repräsentantenhaus mit 421:6 Stimmen und wurde im Senat einstimmig 
getroffen. Das Gesetz geht auf eine Initiative des Demokraten Tim Johnson (South 
Dakota) im Senat, Vorsitzender des dortigen Banking Committee, und der Republika-
nerin Ileana Ros-Lehtinen (Florida), Vorsitzende des Foreign Affairs Committee im 
Repräsentantenhaus, zurück. 
 
Es sieht verschärfte Sanktionen gegenüber  
 

- dem Energiesektor Irans (Abschnitt 201) sowie dem Schiffstransport von Gas 
und Öl aus dem Iran (Abschnitt 202) vor. 

 
Ziel ist es den Rohölexport des Landes, der eine Haupteinnahmequelle für den Iran 
bildet, so zu behindern, dass sich das Land zur Einstellung seines Urananreicherungs-
programmes zur Herstellung von Atomwaffen bereit erklärt. 
 
Der Congress hatte bereits 1996 im Rahmen des „Iran Sanctions Act“ (Public Law 
104-172) weltweite Sanktionen gegen Firmen verhängt, die in den Energiesektor des 
Iran investieren, ohne dass dies den Iran seitdem von seinem Urananreicherungspro-
gramm abgehalten hätte. Die Regierung in Teheran hat stets betont, dass das Pro-
gramm ausschließlich der friedlichen Nutzung der Kernenergie diene, die im Rahmen 
des Atomwaffensperrvertrages nicht verboten ist.  
 
Im Jahr 2010 verabschiedete der Congress den so genannten „Comprehensive Iran 
Sanctions, Accountability and Divestment Act“ (Public Law 111-195), der jene Fir-
men weltweit mit Sanktionen belegt, welche Geschäftsbeziehungen zur iranischen Öl-
industrie unterhalten. Amerikanischen Schätzungen zu Folge entsteht dem Iran durch 
das Bündel an Sanktionen ein jährlicher Exportverlust im Rohölsektor von mindestens 
36 Mrd. USD.  
 
Gleichwohl geht den Sanktionsbefürwortern im Congress das am 1. August 2012 be-
schlossene Gesetz noch nicht weit genug. „Wir sind noch nicht fertig“, erklärte der 
Demokrat Brad Sherman (California) im Repräsentantenhaus, eine Position, die auch 
vom Republikaner Michael Conaway (Texas) geteilt wird.  
 
Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, dass das Repräsentantenhaus im Rahmen 
seiner Genehmigung des Verteidigungshaushalts 2013 (Defense Authorization 2013) 
im Mai 2012 einen Zusatz verabschiedet hat (House Resolution 4310), der Präsident 
Obama dazu auffordert, Maßnahmen, einschließlich militärischer Planungen, zu er-
greifen, um den Iran davon abzuhalten die USA und ihre Alliierten mit Nuklearwaffen 
zu bedrohen.  
 
Die Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses im Repräsentantenhaus, die Republika-
nerin Ileana Ros-Lehtinen (Florida), kritisierte die aus ihrer Sicht abwartende Haltung 
der Obama-Administration gegenüber dem iranischen Atomwaffenprogramm im Mai 
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2012 in einer Anhörung ihres Ausschusses unmissverständlich. „I am deeply con-
cerned“, so Ros-Lehtinen, „that the administration’s foolish embrace of yet another 
round of negotiations will only embolden the regime”. 
 
Im Senat ist eine Resolution anhängig (Senate Resolution 380), die mittlerweile 75 
Mitunterzeichner hat und betont, dass die „Eindämmung eines nuklearfähigen Iran“ 
keine Option für die Vereinigten Staaten darstellt.  
 
Die unverhüllte Präventivkriegsrhetorik im Congress gegenüber dem Iran und der Ruf 
nach einem Regimewechsel ist mittlerweile so ausgeprägt, dass die Obama-
Administration sich genötigt gesehen hat darauf hinzuweisen, dass es die „Prärogati-
ve“ des Präsidenten ist, „to plan for military activities“. 
 
Befürworter eines präventiven militärischen Vorgehens gegen das iranische Atomwaf-
fenprogramm wie Senator Lindsay Graham (R-South Carolina) sehen in der abwarten-
den Haltung der Obama-Administration eine Einladung zu einem Präventivschlag Is-
raels gegen das iranische Atomwaffenprogramm. „I just don’t believe the Israelis will 
sit on the sidelines and watch the window on their military capability close”, so Gra-
ham, der hinzufügte, “and I don’t think it’s reasonable for us to ask”.   
 
Der Chef des britischen Auslandsgeheimdienstes MI6 hat im Juli 2012 öffentlich da-
vor gewarnt, dass der Iran innerhalb von zwei Jahren nuklearwaffenfähig sein könnte, 
und in Israel denken Premierminister und Verteidigungsminister seit Monaten mehr 
oder weniger unverhüllt über einen Präventivkrieg zur Ausschaltung des iranischen 
Atomwaffenprogrammes nach.  
 
 
 
8. Repräsentantenhaus rügt Justizminister wegen Missachtung des Congress 
 
Das Repräsentantenhaus hat Attorney General Eric H. Holder Jr. am 28. Juni 2012 in 
einer Resolution wegen Missachtung des Congress (Contempt of Congress) offiziell 
gerügt.  
 
Die mit 255 zu 67 Stimmen von der republikanischen Mehrheit durchgesetzte Resolu-
tion ist historisch die erste gegen einen amtierenden Justizminister ausgesprochene 
Rüge. 
 
Mit der republikanischen Mehrheit stimmten 17 demokratische Abgeordnete, dagegen 
sprachen sich auch zwei Republikaner aus. Die Mehrheit der demokratischen Fraktion 
zog unter Protest gegen das aus ihrer Sicht „politische Theater“ aus dem Plenum aus 
und hielt sich der Abstimmung fern. 
 
Hintergrund des Schauspiels ist die so genannte Fast and Furious Operation des 
Bureau of Alcohol, Tobacco, Firearms and Exlosives (ATF), die noch unter Präsident 
George W. Bush (2001-2009) begonnen worden war. 
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Die mittlerweile kontroverse Geheimoperation zielte darauf ab, durch die Lieferung 
von markierten Waffen an die mexikanischen Drogen-Kartelle Versorgungswege auf-
zudecken und zu schließen. 
 
Waffen aus den Geheimlieferungen des ATF tauchten jedoch im Zusammenhang mit 
der Ermordung eines US-Grenzbeamten auf und sorgten für einen politischen Eklat. 
 
Attorney General Holder hat nach den Darstellungen des Justizministeriums die ihm 
unbekannte Undercover Operation nach Bekanntwerden umgehend eingestellt und 
eine interne Untersuchung eingeleitet. 
 
Der Vorsitzende des Oversight and Government Reform Committee des Repräsentan-
tenhauses, Darrell Issa (R-California) befand jedoch, dass Holder den Ausschuss nur 
ungenügend über den internen Umgang mit der Skandal-Operation informiert hat. 
 
Mehrfache Angebote des Justizministers, dem Ausschuss interne E-Mails zur Verfü-
gung zu stellen, wurden als ungenügend zurückgewiesen. Das von Präsident Barack 
Obama reklamierte Executive Privilege, das die internen Beratungen der Spitzen der 
Administration vor dem Zugriff der Legislative schützen soll, wurde als inakzeptabel 
angesehen. 
 
Die republikanische Mehrheit unter Speaker John Boehner (Ohio) bestand in diesem 
Fall auf einer vollen Aufklärung. Das Misstrauen der Republikaner erweckte insbe-
sondere ein später zurückgezogenes Schreiben des Justizministeriums an den Congress 
vom 4. Februar 2011, in dem versichert wurde, dass das ATF alles tue, um Waffenlie-
ferungen nach Mexiko zu unterbinden. 
 
Nach Presseinformationen geht aus den vom Justizministerium zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen hervor, dass Holder selbst über die Operation nicht informiert war und 
sich nach dem Bekanntwerden der Operation kritisch geäußert hatte.  
 
Eine begleitende Resolution verweist juristische Vorwürfe gegen Holder an ein Be-
zirksgericht des District of Columbia, in Washington, D.C. Juristische Konsequenzen 
für Holder sind jedoch nicht zu erwarten und würden sowieso erst in mehreren Jahren 
greifen. 
 
Holder bedauerte in einer Stellungnahme die Rüge und charakterisierte sie als Wahl-
kampfspektakel, bekundete aber erneut seine Bereitschaft, mit dem Congress zu ko-
operieren. 
 
 
 
9. Ways and Means Committee für permanente Normalisierung der Handelsbezie-

hungen zu Russland 
 



 Congress Report, Jahrgang 27 (2012), Heft 6-8 
___________________________________________________________________________ 

 
Congress Report, ISSN 0935 – 7246 - http://www.uni-kl.de/politik/pubs/congress_report - 
Nachdruck und Vervielfältigung nur mit schriftlicher Genehmigung der Redaktion. 
Alle Rechte vorbehalten. 

 

15

Im Repräsentantenhaus hat sich das Ways and Means Committee am 26. Juli 2012 da-
für ausgesprochen, 
 
- das Jackson-Vanik Amendment zum Handelsgesetz von 1974 außer Kraft zu setzen 
und damit die Handelsbeziehungen zu Russland permanent zu normalisieren („Russia 
and Moldova Repeal Act of 2012“; House Resolution 6156).  

 
Im „Jackson-Vanik Amendment“ hatte der Congress während des Ost-West-Konflikts 
die Meistbegünstigung in den Handelsbeziehungen mit der Sowjetunion an die Einhal-
tung von Menschenrechtsstandards und hier insbesondere das Recht zur Ausreise sow-
jetischer Juden geknüpft (19 USC § 2432 „Freedom of Emmigration in East West tra-
de“). 
 
Amerikanische Präsidenten hatten die Bestimmungen nach dem Ende der Sowjetunion 
ausgesetzt und die Befürworter der Entscheidung argumentieren nun, dass im Zuge der 
bevorstehenden Aufnahme Russlands in die Welthandelsorganisation Jackson-Vanik 
endgültig obsolet geworden ist und versprechen sich eine Verdoppelung des Handels-
volumens der USA mit Russland in den nächsten fünf Jahren.  
 
Auch im Senat ist eine entsprechende Gesetzesvorlage (S 3406) anhängig, der das 
Finance Committee am 18. Juli 2012 einstimmig zugestimmt hat. „American busi-
nesses win increased market access to Russia without giving up a single thing in return 
– no tariff changes, no market concessions, nothing“, so Max Baucus (D-Montana), 
der Vorsitzende des Senate Finance Committee.  
 
Allerdings hat der Senatsausschuss seine Gesetzesvorlage mit dem so genannten “Ser-
gey Magnitzky Rule of Law Accountability Act of 2012” verknüpft (S 1039). 
Magnitzky war ein russischer Anwalt, der im Rahmen seiner Bemühungen um die 
Einhaltung der Menschenrechte und seines Kampfes gegen die Korruption in Russland 
2009 in Untersuchungshaft ums Leben gekommen ist.  
 
Der Gesetzesvorlage des Senats zu Folge sollen diejenigen Regierungsvertreter in 
Russland, die für „grobe Verletzungen der Menschenrechte“ verantwortlich sind, mit 
einem Einreiseverbot belegt und ihr Vermögen in den USA eingefroren werden.  
 
Erst kürzlich hatte ein neuerlicher Fall der Einschränkung von Grundrechten in Russ-
land für Schlagzeilen gesorgt, als die Punk-Band „Pussy Riot“ in einem Schauprozess 
zu zwei Jahren Haft für ihren Protest gegen die staatliche Einschüchterungspolitik von 
Regierungskritikern verurteilt wurde. 
 
 
 
10. Präsidentschaftswahlen: Romney entscheidet sich für Paul Ryan als Vizeprä-

sidentschaftskandidaten 
 
Der Präsidentschaftswahlkampf zwischen dem früheren Gouverneur von Massachu-
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setts, Mitt Romney (R), und Präsident Barack Obama (D) ist im Juli 2012 in die heiße 
Phase eingetreten. Der einsetzende offene Schlagabtausch zwischen den beiden Teams 
deutet auf eine harte Auseinandersetzung hin, in der sich keine Seite des Sieges sicher 
sein kann. 
 
Kurz vor Beginn des republikanischen Nominierungs-Parteitags am 27. August 2012 
in Tampa (Florida) hat Mitt Romney den Abgeordneten Paul Ryan (Wisconsin) als 
seinen Vizepräsidentschaftskandidaten vorgestellt. 
 
Paul Ryan, der den 1. Wahlkreis des Staates Wisconsin seit 1998 vertritt, hat sich im 
Repräsentantenhaus einen Namen als konservativer Haushaltspolitiker gemacht, der 
auch vor der öffentlichen Verkündung sozialpolitischer Grausamkeiten nicht zurück-
schreckt. 
 
Seit 2011 ist Ryan der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Repräsentantenhau-
ses. In dieser Funktion ist der 42jährige angesichts der aktuellen Mehrheitsverhältnisse 
im Congress de facto der nationale Sprecher der Partei in Budget- und Steuerfragen 
und avancierte mit seinen Budgetvorschlägen zu einer Art politischem Jungstar der 
Fraktion. 
 
Entsprechend wurde Romneys Nominierungsvorschlag insbesondere vom rechten, 
konservativen Flügel der republikanischen Partei mit großem Enthusiasmus aufge-
nommen. 
 
Wie Senator John McCain (Arizona) 2008 mit der Benennung der damaligen Gouver-
neurin von Alaska, Sarah Palin, zielt Romneys Wahl von Ryan zum running mate pri-
mär darauf, die Reihen der Partei hinter sich zu schließen. Romney war in den zurück-
liegenden Wochen von rechtskonservativer Seite scharf angegriffen worden, weil sein 
bisheriger Wahlkampf aus deren Sicht den notwendigen Biss vermissen ließ. 
 
Im Unterschied zu Sarah Palin ist Paul Ryan allerdings ein ausgewiesener Fachpoliti-
ker, der nicht durch einen Mangel an Kompetenz oder Allgemeinwissen auffällt, son-
dern durch seine konzisen Programmvorschläge und sein offensives Auftreten in der 
Sache. 
 
Ryans Konzept, harte Einschnitte in das sozialpolitische Netz mit Steuererleichterun-
gen zu verbinden, die die Entlastungen auf die obersten Einkommensgruppen konzent-
rieren, hat auch auf Seiten der Demokraten zu einer nachgerade euphorischen Reaktion 
auf den Nominierungsvorschlag geführt. 
 
Die Demokraten setzen darauf, dass ihnen Ryans detaillierte Steuer- und Haushalts-
pläne breite Angriffsflächen bieten. Im Vordergrund steht dabei der von Ryan verant-
wortete Vorschlag einer „Privatisierung“ von Medicare, dem Krankenversicherungs-
programm des Bundes für Senioren und chronisch Kranke. 
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Nach den Vorstellungen konservativer Republikaner soll die Versicherung in ein Pro-
gramm umgewandelt werden, in dem die Leistungsbezieher Festzuschüsse (voucher) 
erhalten, die sie zum Kauf privater Krankenversicherungen benutzen können. Die Be-
grenzung der Zuschüsse soll für den Bund erhebliche Ausgabeneinsparungen erbrin-
gen, während der private Wettbewerb um die Versicherungsnehmer die Leistungen 
sichert. 
 
Angesichts der anhaltend hohen Preissteigerungsraten im Gesundheitssektor und dem 
nur mit Abstrichen funktionierenden Wettbewerb in diesem durch geringe Transparenz 
(medizinisches Fachwissen) und Preiselastizität (Überlebensfragen) gekennzeichneten 
Markt vermuten Kritiker, dass dies zu einer Abwälzung der Kosten auf eine ökono-
misch schwache Gruppe, die Senioren, führt. 
 
Die hohe Popularität der Alterssicherungsprogramme Medicare und Social Security, 
der Bundesrentenversicherung, lässt die Demokraten hoffen, dass sie über diese Schie-
ne tief in das Wählerpotential der Republikanischen Partei eindringen können. 
 
Der hohe Anteil von Wählern in einem Alter von 65 und mehr Jahren, die sich in 
Swing States wie Florida konzentrieren, in denen sich der Präsidentschaftswahlkampf 
2012 voraussichtlich entscheiden wird, ist ein Beispiel für den von den Demokraten 
erwarteten Effekt. 
 
Erfahrungsgemäß spielt der Vizepräsidentschaftskandidat jedoch für die breite Öffent-
lichkeit kaum eine Rolle, zumindest solange größere Eklats und Skandale ausbleiben. 
Selten, wie im Fall von Bill Clinton und Albert Gore 1996, dem zentristischen Ge-
spann zweier volksnaher Südstaatler, kommt dem Vizekandidaten eine potenziell 
wahlentscheidende Rolle zu. 
 
Romney hatte im Vorwahlkampf ohnehin bereits Paul Ryans Budgetvorschläge unter-
stützt, um den Widerstand gegen seine Kandidatur beim rechten Parteiflügel zu dämp-
fen. In der Frage von Medicare hat Romney bisher seine Äußerungen hinreichend 
wolkig gehalten, um scharfe Reaktionen zu vermeiden. 
 
Im Unterschied hierzu sollte der Mobilisierungseffekt von politischen Galionsfiguren 
auf die Parteianhängerschaften nicht unterbewertet werden. Der überaus positiven 
Aufnahme von Ryan durch die Republikaner und durch den Teil der Basis, der sich 
mit dem Tea Party Movement identifiziert, steht allerdings die Reaktion auf demokra-
tischer Seite gegenüber, die Ryan als Personifikation aller wirtschafts- und sozialpoli-
tischen Horrorszenarien sieht. 
 
Ungeachtet von Ryan und seinen hochkontroversen Reformvorschlägen steht für die 
Wählerschaft weiterhin die Wirtschafts- und Fiskalpolitik im Vordergrund der Ent-
scheidung 2012. 
 
In Umfragen bleiben Fragen der schleppenden Erholung der Wirtschaft und des Ar-
beitsmarktes das unangefochtene Thema Nummer eins. Mit einigem Abstand folgen 
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die Haushalts- und Gesundheitspolitik auf den Plätzen zwei und drei. Die innere und 
äußere Sicherheit und insbesondere die Terrorismusbekämpfung spielen aktuell keine 
zentrale Rolle, ebenso wie Kontroversen um sozialmoralische Wertvorstellungen 
(social issues). 
 
Die Kampagnen von Präsident Barack Obama und Mitt Romney reagieren auf diese 
Konstellation weniger mit konkreten Programmvorschlägen, als mit der Projektion von 
politischen Bildern, die persönliche Führungseigenschaften herausstreichen. 
 
Präsident Obama begreift sich als unermüdlicher Verfechter wirtschaftlicher und so-
zialer Fairness, Romney sieht sich als erfolgreicher Top-Unternehmer und Sanierer. 
Mit Blick auf den Gegner wird entsprechend versucht, die Schattenseiten des jeweili-
gen Führungsstils des anderen in düsteren Farben zu malen. Vor allem die politische 
Mitte scheint beiden Seiten bisher mit einer nachhaltigen Skepsis zu begegnen.  
 
 






